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Friede
für
Generationen?
Heinrich Box

Die Broschüre über die 17. Bundes-
tagung — Pforzheim '72 — des Evan-
gelischen Arbeitskreises der CDU/CSU
kann kostenlos bei der Bundesgeschäfts-
stelle des EAK, 53 Bonn, Kaiserstraße 22,
angefordert werden.

Bricht ein Goldenes Zeitalter an? Bun-
deskanzler Brandt stellt fest, daß jetzt
der Frieden für Generationen gesichert
wird — nicht für die nächste Genera-
tion, sondern für Generationen, mit
anderen Worten: weit über das Jahr
2000 hinaus.

Auch den Weg dahin zeichnet er auf:
die Konferenz für Sicherheit und Zusam-
menarbeit, zu der sich fast alle euro-
päischen Staaten sowie die USA und
Kanada in Helsinki zögernd herantasten.

Ist diese Konferenz aber tatsächlich
der Weg, der zu dem Frieden für Ge-
nerationen führt? Schließlich war es
die Sowjetunion, die sich für ihre Ein-
berufung seit 1966 mit besonderem
Nachdruck eingesetzt hat. Darum kann
es keinem Zweifel unterliegen, daß
dieser Konferenzplan eine bedeutende
Stellung in der globalen Politik Mos-
kaus einnimmt und sich nicht nur auf
die europäische Situation bezieht. Die
Sowjetunion bleibt eine Weltmacht und
verfolgt Ziele, die die Erde umspannen.

Unverrückbar hält die Sowjet-
union an der Erhaltung und Wie-
derherstellung einer geschlossenen
internationalen kommunistischen
Bewegung fest, um auf lange Sicht
den Kapitalismus und mit ihm die
freiheitliche Demokratie abzuschaf-
fen. Wenn auch sogenannte „ge-
rechte Kriege" niemals ausge-
schlossen werden können, ist die
Sowjetunion zur Zeit bereit, eine
Periode friedlicher Koexistenz ein-
zulegen, die sich aber keineswegs
auf die Anerkennung anderer Ge-
sellschaftssysteme gründet, sondern
aggressiv interpretiert werden muß.
Die friedliche Koexistenz ist nach
übereinstimmenden Aussagen aller
sozialistischen Führer die höchste
Form des Klassenkampfes. Sie ist

ein Mittel, die „bürgerliche" Ideo-
logie zu überwinden. Kein Land,
das dem sozialistischen Lager an-
gehört, darf austreten. Die Anwen-
dung von Gewalt ist gegen Abtrün-
nige gerechtfertigt. Wann die Ab-
weichung beginnt, bestimmt Mos-
kau. Die Gefahr kommt von außen,
von den freiheitlichen Ideen des
Westens, einer Politik der Über-
windung der Spaltung Europas. Die
Ausdehnung des Freiheitsbereiches
würde das sozialistische System
im Osten erschüttern. Darum ver-
folgt die Sowjetunion mit der Kon-
ferenz kurzfristig die Anerkennung
des Status quo in Europa, die un-
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abänderliche Hinnahme der sozia-
listischen „Errungenschaften" der
Kriegs- und Nachkriegszeit, ein-
schließlich der Teilung Deutsch-
lands, so lange es eine demokra-
tische Bundesrepublik gibt.

Das von der Sowjetunion ange-
strebte europäische Sicherheitssy-
stem soll den völkerrechtlichen
Stempel auf den Status quo setzen.
Zugleich soll der Eindruck der Ent-
spannung die innere und äußere
Abwehrbereitschaft der westlichen
Demokratien betäuben.

Ziel der Sowjetunion: Auflösung
der Europäischen Gemeinschaft

Die mittelfristigen Ziele der So-
wjetunion sind gegen den Kern der
westeuropäischen Strukturen, die
Europäische Gemeinschaft, gerich-
tet. In den frühen Überlegungen
der Sowjetunion spielte die EWG
keine große Rolle. Durch die Brille
des Marxismus betrachtet, wurde
sie als eine typische Verfallser-
scheinung des Spätkapitalismus
bewertet, die zu gigantischen Mo-
nopolen, entsprechender Arbeits-
losigkeit und zum Untergang durch
den Aufstand der Arbeitermassen
führen müßte. Das traf nicht ein.
Die Europäische Gemeinschaft er-
weiterte und vertiefte sich. Sie
erwies sich als ein mächtiges Wirt-
schaftsgebilde, das einen erhebli-
chen Sog auf die nichtsowjetischen
Mitglieder des Warschauer Paktes
ausübte. So geriet die Europäische
Gemeinschaft besonders seif 1966
in das Fadenkreuz der sowjeti-
schen Politik. Die Konferenz soll
auch mittels eines permanenten
Organs für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit, den Integrationsprozeß
anhalten und schließlich die Euro-
päische Gemeinschaft auflösen.
Westeuropa soll in seinen alten
Zustand souveräner Nationalstaaten
zurückgeführt werden. Wie dringlich
für die Sowjetunion dieses Problem

ist, zeigt sich an der Zieländerung
der Konferenz aus sowjetischer
Sicht. Ursprünglich als Sicherheits-
konferenz mit aggressiver Tendenz
gegen die USA und die Bundes-
republik konzipiert, verlagerte sich
später das Schwergewicht auf eine
pan-europäische wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit „ohne Diskriminie-
rung". Die auf der Konferenz an-
gestrebte Zusammenarbeit in Tech-
nologie und Wirtschaft soll dem
sozialistischen Europa einen erheb-
lichen ökonomischen Auftrieb ge-
ben, der die Konkurrenzfähigkeit
auf den Weltmärkten herstellt und
die westlichen Volkswirtschaften
an den gesamten Ostblock bindet.
Keinesfalls darf sich die Europäi-
sche Gemeinschaft aus sowjetischer
Sicht zu einer politischen Union
oder gar einer Verteidigungsge-
meinschaft entwickeln. Das würde
das Endziel eines pan-europäischen
oder besser eurasischen Gesamt-
systems unter sowjetischer Führung
verhindern. Die Voraussetzung für
einen sowjetischen Erfolg in dieser
Richtung ist die Neutralisation der
Bundesrepublik, die schließlich in
die „Finnlandisierung" des west-
lichen Resteuropa führen soll. Hier
überschneiden sich mittel- und
langfristige Politik. Sie kann nur
Erfolg haben, wenn die USA und
Kanada ihre Anwesenheit in Europa
beenden. Moskau setzt seine Hoff-
nung auf einen neuen Isolatio-
nismus in den USA, dessen zahl-
reiche Anhängerschaft sich bereits
jetzt vernehmlich zu Wort meldet.

Es sind die amerikanischen Ge-
werkschaften, die auf diese Gefahr
nachdrücklich hinweisen. So schreibt
ihr Führer Meaney in dem offiziel-
len Gewerkschaftsblatt: „Die So-
wjetunion ist eifriger als je darum
bemüht, die USA aus Europa zu
verdrängen und dadurch die NATO
zu lahmen. Ein Erfolg des Kreml
würde zur Finnlandisierung West-
europas und schließlich zur totalen
sowjetischen Kontrolle über den
ganzen Kontinent führen."

Veränderungen im globalen System
der politischen Mächte

Europa ist ein Teilkriegsschau-
platz in der globalen Politik der
Sowjetunion. Sie kämpft hier um
mehr als nur um die Ausdehnung

ihres Einflusses auf die westlichen
Demokratien des Kontinents. Mos-
kaus kommunistische Suprematie
wird durch China bestritten. Dem
Kreml ist es nicht gelungen, Mao
und seine Anhänger auf kommuni-
stischen Konzilen einstimmig als
ketzerisch zu verurteilen und ideo-
logisch zu isolieren. Aber China ist
nicht nur vom Standpunkt des
Weltkommunismus gefährlich, son-
dern auch als eine sich entfaltende
politische Größe. Die Konstellation
von zwei Supermächten, die die
Lage in der Welt beeinflussen, in
vielen Fällen bestimmen, ändert
sich zugunsten eines multi-polaren
Systems. China ist aus seiner
selbst gewählten Isolierung heraus-
getreten. Japan tritt auf die Welt-
bühne mit seinem gewaltigen Wirt-
schaftspotential, das sich morgen
in militärische Stärke umsetzen
kann. Tokio fordert die Verände- | '
rung des Nachkriegs-Status-quo
zu seinen Gunsten und rüttelt da-
mit an den Eroberungen der So-
wjetunion in Europa und Asien.
Das westliche Europa kann eich zu
einem weiteren Zentrum entwickeln,
wenn die Integration voranschreitet
und durch eine politische Union
gekrönt wird.

Die Sowjetunion versucht mit vie-
len Mitteln das bipolare System
zu erhalten und die neu aufkom-
menden Mächte in dieses einzuord-
nen. Mit der Entspannung einher
geht eine gewaltige Flottenaufrü-
stung, die in ihren Ausmaßen und
Auswirkungen nur zu ahnen ist.
Da sie auf dem Feld der nuklearen
Waffen mit den USA mindestens
gleichgezogen hat, strebt sie an, 6
die USA zu überflügeln und die
Weltpolitik zu bestimmen, sofern
sich die Polarisierung auf zwei
Weltmächte erhalten läßt.

Washington geht einen anderen
Weg. Ein neues Verhältnis zwi-
schen den USA und China ist im
Werden. Japan ist fast brutal zur
Besinnung auf seine Möglichkeiten,
in Asien eine bedeutende Rolle zu
spielen, gezwungen worden. Wa-
shington fördert die Zusammen-
arbeit in Westeuropa, soweit seine
wirtschaftlichen Interessen nicht be-
einträchtigt werden. Nixon wünscht
ein System mehrerer Groß- oder
Weltmächte, um die politische Ma-
növrierfähigkeit zu erhöhen und um
— wenn es die Lage erfordert — Koa-
litionen bilden zu können. Ihr Mo-
dell scheint das Konzert der Groß-



mächte des 19. Jahrhunderts in
neuer Form zu sein.

Vor dieser globalen Szenerie
muß das Drängen der Sowjetunion
verstanden werden, die Konferenz
über Sicherheit und Zusammenar-
beit jetzt abzuhalten und schnell
voranzutreiben. Sie soll Moskau
die Chance bieten, ein politisch-
wirtschaftliches System zu schaffen,
das nicht nur Europa, sondern auch
die weiten asiatischen Provinzen
des Landes umfaßt. Dadurch würde
nicht nur ein neuer Pol der Welt-
politik ausgeschaltet werden, son-
dern der Rücken frei sein für eine
wie auch immer geartete Ausein-
andersetzung mit China, eine mili-
tärische nicht ausgeschlossen.

Friedensoptimismus
als Selbsttäuschung

Angesichts dieser Lage ist der
Optimismus mancher europäischen
Regierung — der der Bundesregie-
rung Inbegriffen — nicht recht ver-
ständlich, mit dem das Wagnis einer
Konferenz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit angegangen wird. Es

kann nur bestanden werden, wenn
die westlichen Demokratien, nicht
nur die in NATO und der Europäi-
schen Gemeinschaft verbundenen,
mit einer harmonisierten Politik auf-
treten und auf der allgemeinen,
ausnahmslosen Anwendung ihrer
Grundprinzipien wie Freizügigkeit
von Menschen und Ideen, der
Selbstbestimmung, der Nichteinmi-
schung in die inneren Angelegen-
heiten etc. bestehen. Das bedeutet
aber auch, daß die Völker selbst
sich dazu bekennen. Hier aber mel-
den sich Zweifel an. Klassenkampf-
parolen sind wieder gang und
gäbe. Es geht mehr um Gleichheit
und Gleichmacherei, um System-
überwindung als um Leistung und
Freiheit.

Wie angesichts der hier gekenn-
zeichneten Lage, die nicht nur von
der Opposition so gesehen wird
wie sie ist, der Friede in unserem
Sinne für Generationen gesichert
werden kann, muß das Geheimnis
der Bundesregierung bleiben.

Die Konferenz wird kommen.
Aber auch auf sowjetischer Seite
wachsen die Bäume nicht in den
Himmel. Die wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten der Sowjetunion und ihrer
sozialistischen Partner sind nicht
zu übersehen. Selbst der Kreml

kann nicht an dem Wunsch der vom
Sozialismus regierten Völker vor-
beigehen, den Lebensstandard zu
verbessern. Der Ostblock ist nur
äußerlich ein homogenes Gebilde.
Nirgendwo außer dort sind aufbe-
gehrende Völker mit dem Einsatz
militärischer Mittel niedergeschla-
gen worden. Im sowjetischen Macht-
bereich ist die Sicherheit bedroht,
nicht im demokratischen Europa.

Notwendig ist es, alle Illusionen
und Selbsttäuschungen abzustreifen
und an die Konferenz mit einer
nach vorn gerichteten Strategie zu
gehen. Sie kann sicherlich nicht
die Probleme eines gespaltenen
Europa lösen, es sei denn durch
eine pax sowjetica. Vielleicht aber
sind bescheidene Verbesserungen
zu erreichen und kann der Rahmen
für einen weiteren Fortschritt abge-
steckt werden, wenn die Sowjet-
union erkennt, daß ihre weitrei-
chenden Ziele nicht verwirklicht
werden können. Bestünde der
Hauptzweck der Konferenz darin,
den Stempel der Zustimmung unter
die starre Spaltung Europas zu
setzen, würden die gegenwärtigen
Probleme einer weiteren Genera-
tion übertragen, nicht jedoch der
Friede für Generationen gesichert
werden.

Aus den Tagungsprogrammen
der Akademien
Evangelische Akademie Bad Boll
7325 Bad Boll

11. bis 13. Januar 1973
Tagung für Sozialarbeiter

16. bis 18. Januar 1973
Ausländerrecht in der
Bundesrepublik

Evangelische Akademie
Schleswig-Holstein
236 Bad Segeberg, Marienstraße 31

8. bis 12. Januar 1973
Leitlinien der Pastoralpsychologie
Ein nordeuropäischer
Erfahrungsaustausch

Evangelische Akademie
Arnoldshain
6381 Arnoldshain

27. bis 29. Dezember 1972
Werbung — Totale Manipulation
Tagung für Junge Generation

Evangelische Akademie Tutzing
8132 Tutzing, Schloß

2. bis 4. Januar 1973
Seminar für Pfarrer

26. bis 28. Januar 1973
Studentische Wohnprobleme in
der Münchner Region

Evangelische Akademie Rheinland
433 Mülheim, Uhlenhorstweg 29

30. Dezember 1972 bis 1. Januar 1973
Jahreswende 1972/73
Tage der Besinnung für
Alleinstehende

Evangelische Akademie der Pfalz
672 Speyer, Gr. Himmelsgasse 6

4. bis 6. Januar 1973
Evangelische Bewegung und
Bauernkrieg am Oberrhein
Enkenbach-Alsenborn,
Haus Mühlberg

Evangelische Akademie Westfalen
Haus Ortlohn
586 Iserlohn, Baarsfraße 59—61

30. Dezember 1972 bis 2. Januar 1973
Von Jahr zu Jahr

Jahreswende — Gemeinsame
Tagung für Alleinstehende zur
Jahreswende 1972/73

Evangelische Akademie
von Kurhessen-Waldeck
352 Hofgefsmar,
Schlößchen Schönburg

5. bis 7. Januar 1973
Selbsfentfremdung

12. bis 14. Januar 1973
Berufliche Bildung im Handwerk
heute und morgen

Evangelische Akademie Baden
75 Karlsruhe 1, Blumenstraße 7

5. bis 7. Januar 1973
Entfremdung und Geborgenheit
Bad Herrenalb

19. bis 21. Januar 1973
Krise des Gottesdienstes -
Krise des Gottesverständnisses?
Bad Herrenalb



Engagement der
kirchlichen Bruderschaften
für Linkskoalition
Presseerklärung des EAK Rheinland

Die rheinische Kirchenzeitung „Der
Weg" veröffentlichte vor der Wahl fol-
genden Artikel, im dem der Aufruf der
Kirchlichen Bruderschaft im Rheinland
zur Unterstützung der Koalitionsregie-
rung ebenso publiziert wurde wie deren
Standpunkt, daß der Kommunismus für
die Zukunft die einzige Möglichkeit des
Christentums sei.

„Die rund 50 Teilnehmer der
Herbsttagung der Kirchlichen Bru-
derschaft im Rheinland, die vom 9.
bis 11. Oktober in Bad Kreuz-
nach stattfand, haben beschlossen,
den Mitgliedern der Bruderschaft
Beteiligung an Wählerinitiativen
zugunsten der Koalitionsregierung
Brandt/Scheel im Bundestagswahl-
kampf zu empfehlen. Nach einem
einleitenden Vortrag von Professor
Dieter Schellong (Münster) über
„Theologie und Sozialismus — das
Beispiel Karl Barth" auf der Basis
des Werkes von Marquardt befaßten
sich die Tagungsteilnehmer mit
Thesen zum Tagungisthema, die von
Pfarrer Eerke Hamer (Köln) und
Pfarerr Michael Höhn (Duisburg)
erstellt worden waren.

Höhn kommt in seinen zehn
Thesen zu dem Schluß, der Dialog
zwischen Christen und Sozialisten
(Marxisten) habe heute „die vor-
rangige Aufgabe, Fragen zu klären,
die zum gemeinsamen (anti-impe-
rialistischen) Handeln von Christen
und Marxisten führen". Der Kom-
munismus sei „keine grundsätzliche
Alternative zum Christentum". Er
sei für die Zukunft „die einzige
Möglichkeit des Christentums".
Hamer begründet in seinen sieben
Thesen die Notwendigkeit, sich
mit Theologie und Sozialismus zu
befassen, „in dem gegenwärtigen
Zustand unserer Welt, in dem wir
durch die vielfältigen Formen der
Verschleierung hindurch die tägliche
Ausbeutung, Unterdrückung und
entfremdende Manipulation von
Menschen wahrnehmen und uns
selbst in diesem Zusammenhang

aktiv und passiv verstrickt sehen".
Die Theologie habe die Traditionen
neu zu entdecken und zu mobilisie-
ren, die einen Beitrag zur Befreiung
des Menschen aus seiner Entfrem-
dung leisten können. Um dieses
Beitrages willen sei der Forderung
Karl Barths nachzugehen, „daß ein
wirklicher Christ Sozialist werden
müsse, wenn er mit der Reform
des Christentums Ernst machen
wolle, und ein wirklicher Sozialist
Christ sein müsse, wenn ihm an
der Reform des Sozialismus gele-
gen sei".

Der bisherige Vorsitzende der
Kirchlichen Bruderschaft, Dr. Joa-
chim Meusel, hat wegen Arbeitsüber-
lastung bei Übernahme seines
neuen Amtes als Dozent in Siegen
den Vorsitz niedergelegt. Bis zu
den Neuwahlen, die im Verlauf der
Frühjahrstagung 1973 stattfinden
sollen, ist Pfarrer Dieter Baumann
(Düsseldorf), der auch die Kreuz-
nacher Herbstt'agung leitete, kom-
missarischer Vorsitzender."

Presseerklärung
des EAK Rheinland

Der Vorsitzende des EAK der
CDU-Rheinland, Dr. Hans-Ulrich
Klose, MdL, wandte sich in einer
Erklärung gegen den Beschluß der
Kirchlichen Bruderschaft, ihren Mit-
gliedern die Beteiligung an Wäh-
lerinitiativen zugunsten der Regie-
rung im Bundestagswahlkampf zu
empfehlen. Klose stellte u. a. fest,...
so wenig der Auftrag der Kirchen,
öffentlich zu Grundfragen des poli-
tischen Lebens Stellung zu neh-
men, verkürzt werden dürfe, so
unzulässig sei eine einseitige par-
teilpolit'ische Stellungnahme kirch-
licher Amtsträger im Wahlkampf.

Auch die Anhänger von SPD und
FDP sollten zur Kenntnis nehmen,
daß der Regierungswechsel in
der parlamentarischen Demokratie

durch die Entscheidung der Wähler
kein Unglück, sondern gerade das
Wesen dieser Staatsordnung sei.
Aufgabe der Kirchen müsse es sein,
das Volk auf seine demokratische
Verantwortung hinzuweisen, nicht
aber die im Wahlkampf aufgerisse-
nen Gräben durch vordergründiges
einseitiges parteipolitisches Enga-
gement noch weiter zu vertiefen.
Der von der Kirchlichen Bruder-
schaft mit der Wahlempfehlung ver-
folgte Zweck enthülle sich aller-
dings selbst, wenn in den soge-
nannten „Zehn Thesen zu Theolo-
gie und Sozialismus" der Kommu-
nismus „für die Zukunft (als) die
einzige Möglichkeit des Christen-
tums" bezeichnet werde.

Buchbesprechung

Hermann Kunst (Hrsg.): Protestantische
Positionen in der deutschen Politik.
Verlag Otto Lembeck, Frankfurt 1972,
15,- DM.

In diesem Buch äußern sich führende
Parlamentarier aller im Bundestag ver-
tretenen Parteien in christlicher Ver-
antwortung zu Sachproblemen der
deutschen Politik. Für die CDU nehmen
die EAK-Bundesvorstandsmitglieder In-
geborg Geisendörfer zur Strafrechts-
reform/§ 218, Hanna Walz zur Bildungs-
politik und Richard von Weizsäcker zur
Ost- und Deutschlandpolitik Stellung.
Zusammen mit den Beiträgen von Lise-
lotte Funcke (Eigentumspolitik), Erhard
Eppler (Qualität des Lebens), Diether
Posser (Demokratie und Rechtsstaat)
und Klaus von Dohnanyi (Wissenschafts-
politik) ergibt sich ein breites Spektrum
von Meinungen über die Erfüllung des
christlichen Auftrages in der Welt. Dif-
ferenzen in Positionen und Auffassun-
gen zwischen Regierungsparteien und
Opposition werden dem aufmerksamen
Leser deutlich.

Spezifisch protestantische Positionen
werden vor allem in den Bereichen
Bildungs- und Strafrechtspolitik sichtbar
(Walz, Geisendörfer), aber auch Eppler
und von Weizsäcker nehmen in ihrer
Argumentation Bezug auf kirchliche
Verlautbarungen bzw. theologische
Ansätze. Insgesamt bietet das Buch
mit seinen engagiert aber unpolemisch
formulierten Beiträgen einen lesens-
werten und informativen Oberblick über
politische Positionen, die aus christli-
cher Verantwortung wahrgenommen
werden.

Die als geglückt zu bezeichende
Zusammenstellung der Aufsätze dieses
Bandes nahm Harald Uhi vor.



Wahlniederlage und ihre
Konsequenzen
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Gerd Langguth

„Deutsche, wir können stolz sein
auf unser Land". Diese Parole der
SPD, die an ein kleinkariertes „Wir-
sind-wieder-wer"-Denken und letztlich
auch an nationalistische Instinkte
appelliert, zeigt deutlich auf, mit wel-
cher Emotionalisierung der zurücklie-
gende Wahlkampf von Seiten der SPD
geführt wurde. Suggestiv wurde in an-
deren Slogans unterstellt, daß jeder,
der Skepsis zur „Friedenspolitik Willy
Brandts" äußert, damit gleichzeitig

C
mehr oder weniger auch als Gegner
des Friedens an sich dargestellt wird.
Hingegen führten die Unionsparteien
— sieht man von einzelnen Äußerungen
wie diesen, daß es sich möglicherweise
um die letzten freien Wahlen handele,
ab — einen argumentativen und ratio-
nalen Wahlkampf, der besonders die
Wechselwähler ansprechen sollte.

Das von allen Beteiligten uner-
wartete Ergebnis kam zudem für die
Unionsparteien umso bitterer, als
die Wahlkampfveranstalt'ungen der
CDU/CSU sehr viel besser als die
der Koalitionsparteien besucht wa-
ren und noch nie eine derartige
öffentliche Solidarisierung breiterer
Bevölkerungskreise zugunsten der
CDU deutlich wurde. Auch ein er-
staunlicher Mitgliederzuwachs war
zu verzeichnen. Doch haben ins-
gesamt die Unionsparteien allen
Grund, das Ergebnis der Bundes-
tagswahlen mit großem Ernst zu
betrachten. Es stellt sich jedem die
Frage, wie ein solcher „Erdrutsch"
überhaupt möglich war. Jede Wahl-
analyse wird — solange noch nicht
alle Zahlen systematisch ausge-
wertet worden sind — momentan
noch den Charakter der Vorläufig-
keit aufweisen müssen.

Analyse ohne Illusionen

Um vorweg alle Illusionen zu
nehmen: Selbst wenn die Ergeb-
nisse von Hessen und Bayern auf
das gesamte Bundesgebiet über-
tragen worden wären, hätte es

nicht für eine Mehrheit der Unions-
parteien im Deutschen Bundestag
gereicht. In beiden Fällen haben
die Koalitionsparteien SPD und
FDP einen größeren Stimmenge-
winn für sich verbuchen können
als die Opposition.

In Bayern ist zwar eine Zunahme
der CSU um 0,7 Prozent zu ver-
zeichnen. SPD (+ 3,2 Prozent) und
FDP (+ 2,0 Prozent) erhielten aber
insgesamt 5,2 Prozent mehr Stim-
men als 1969.

Die CDU hat in Hessen zwar 1,9
Prozent Stimmenzuwachs zu ver-
zeichnen. Die Koalitionsparteien
SPD (+ 0,3 Prozent) und FDP
(+ 3,5 Prozent) weisen aber einen
Stimmenzuwachs von 3,8 Prozent
auf.

Lediglich in drei Wahlkreisen
Hessens konnte die CDU eine stär-
kere Stimmenzunahme verzeichnen
als die beiden Koalitionsparteien
SPD und FDP. An der Spitze dieser
drei Wahlkreise liegt der Obertau-
nuskreis, wo CDU-Schatzmeister
Kiep einen Vorsprung über 1,9 Pro-
zent erreichen konnte und zudem
eine erhebliche Zahl von Erststim-
men mehr als Zweitstimmen für
die CDU erhielt. Und Kiep gehört
keinesfalls dem „rechten Flügel"
seiner Partei an.

Vor allem in drei Bereichen mußte
die CDU erhebliche Einbußen hin-
nehmen, so vorwiegend in mittle-
ren Städten, in der katholischen
Arbeitnehmerschaft und bei den
Jungwählern — wo die CDU noch
nicht einmal dreißig Prozent er-
reichte.

Sicherlich ist das Ergebnis der
Wahl auch aus dem „Kanzlerbonus"
heraus zu verstehen — aber nicht
nur. Allerdings hat es eine regie-
rende Partei, die bis in die letzten
Tage der Wahl durch einen mächti-
gen Regierungsapparat die Weichen
der Politik sehr viel stärker stellen
kann als die Opposition, immer
leichter — wie die CDU bei den
früheren Wahlkämpfen. Auf der an-
deren Seite muß aber Willy Brandt
bescheinigt werden, daß er es trotz
einer jedermann zutage getretenen

Führungsschwäche meisterhaft ver-
standen hat, sich und seine Politik
darzustellen. Gerade durch Formu-
lierungen wie „Den Frieden siche-
rer machen" oder „mehr Barmher-
zigkeit" hat er es in einer sich
immer mehr technisierenden Zeit
verstanden, der Bevölkerung eine
Gesamt'orientierung zu vermitteln,
die für jeden eingängig war und
für die ein starker Resonanzboden
vorhanden ist. Nicht zuletzt waren
es aber auch klassenkämpferische
Positionen, die Hervorkehrung ei-
nes „demokratischen Sozialismus",
die eine ausgeprägte Emotionali-
sierung des Wahlkampfes bewirkte.
Vor allem aber wurde versucht,
Barzel und Strauß zu Buhmännern
der Nation aufzubauen. Rationale
Argumente wurden hier bewußt
nicht ins Spiel gebracht.

Die CDU hingegen hat sich offen-
sichtlich nicht in genügendem Maße
als politische Alternative dargestellt.
Es ist ihr zwar gelungen, die Zer-
rüttetheit einer SPD/FDP-Regierung
aufzuzeigen, doch dahinter trat die
positive Selbstdarstellung weitge-
hend zurück. Aber das ist zum Teil
auch aus der Oppositionsrolle her-
aus zu verstehen, die eben eine
offensive Politik nur begrenzt zu-
läßt. Hinzu kamen noch eine Reihe
weiterer Faktoren, auch die Tatsa-
che, daß eine Unzahl ungebetener
unkoordiniert'er anonymer Anzeigen
zugunsten der CDU der Presse zu
entnehmen waren, die — im Gegen-
satz zu den mit Unterschrift ver-
sehenen Anzeigen — eher den ge-
genteiligen Effekt bewirkten.

So erfreulich hoch die Wahlbe-
teiligung auch lag, so sehr muß
allerdings nachgerade das Klima,
in dem die politische Auseinander-
setzung stattfand, zu denken ge-
ben. Vor allem von Seiten der SPD
wurde noch nie so sehr mit Emo-
tionen gekämpft wie diesmal. Nicht
zu vergessen die FDP, die vor allem
kurz vor der Wahl sich weitgehend
auf eine Negativwerbung gegen
Barzel und Strauß als Personen
beschränkte. Vor allem sollte zu
denken geben die massive partei-
politische Ausrichtung des Deut-



sehen Gewerkschaftsbundes, die in
zahlreichen Großbetrieben zu mas-
sivsten Wahlbeeinflussungen führ-
te (womit dieser Vorgang noch sehr
höflich umschrieben worden wäre).

Welche Konsequenzen sind nun für
die CDU/CSU zu ziehen?

Gerade in der Stunde der Nie-
derlage müssen sich die Unions-
parteien auch als eine Union be-
währen. So sind Gedanken, etwa die
Fraktionsgemeinschaft zwischen
CDU und CSU im Deutschen Bun-
destag aufzulösen, ein Spaltpilz
zwischen den beiden Parteien, der
der gemeinsamen Aufgabe schadet.
Denn das würde bedeuten, daß
letztlich in allen Bundesländern
bald zwei Unionsparteien existieren
würden: CDU und CSU.

Die Union darf nicht in den glei-
chen Fehler verfallen wie die SPD
vor allem in den frühen Jahren der
Bundesrepublik. Die Union darf
deshalb nicht in den Fehler ver-
fallen, sich etwa von den Koali-
tionsparteien SPD und FDP als
„Neinsager-Partei" denunzieren zu
lassen. Das muß auch und gerade
für den Bereich der Außenpolitik
gelten, wo die Union — ebenso wie
im innen- und gesellschaftspoliti-

schen Bereich — klar ihre Reform-
alternativen artikulieren muß.

Die Union wird sich aber nicht
nur bemühen müssen, diejenigen
Bürger, die sich vor allem in der
„heißen Wahlkampfphase" aktiv zur
CDU in zahlreichen Stellungnahmen
bekannten, auch weiter für ihre
Politik zu gewinnen, sondern es
wird eine weitere lebenswichtige
Aufgabe darin bestehen, die bei
den zurückliegenden Wahlen ver-
lorengegangenen Wählerschichten
aus dem Bereich der Mitte zurück-
zugewinnen. Die CDU/CSU müssen
Volksparteien der Mitte bleiben.
Eine schärfere Profilierung nach
rechts würde verhindern, daß die
CDU und CSU jemals wieder Mehr-
heitsparteien werden könnten. Die
Union benötigt auf der anderen
Seite klare Aussagen, die aber
auch einer liberalen Wählerschicht
verständlich sein müssen.

Die wichtigste Aufgabe der CDU
wird aber darin bestehen müssen,
sich stärker als bisher wieder auf
ihre geistigen Grundlagen zu be-
sinnen, was — als erster und sehr
begrüßenswerter Ansatz — durch
den Weizsäcker-Bericht auf dem
Wiesbadener Parteitag der CDU
eingeleitet wurde. Die Union muß
eine Antwort auf die Frage nach
einer Gesamtorientierung zur Be-
wältigung der drängenden Zu-
kunftsaufgaben finden. Auch das
„C" muß neu und offensiv interpre-

tiert werden im Sinne einer konse-
quenten, an der Selbstverantwor-
tung des Einzelnen und dessen
Verpflichtung gegenüber der Ge-
sellschaft ausgerichteten Reform-
politik.

Eine solche Gesamtorientierung
— keineswegs etwa eine Ideologie
im herkömmlichen Sinne — muß
deutlicher Werte und Ziele der Po-
litik aufzeigen und kann somit Al-
ternative zu einer Politik des „de-
mokratischen Sozialismus" sein,
der gerade — eben weil er ein
geschlossenes System von Werten
bietet — bei vielen Angehörigen
der jungen Generation häufig eine
erstaunliche Faszinationskraft her-
vorruft, die allerdings nicht selten
im irrationalen Bereich liegt. Eine
solche Gesamtorientierung muß
auch klar machen können, warum
der „demokratische Sozialismus"
im Sinne Willy Brandts und seiner
SPD eher einem vergangenen Jahr-
hundert denn einer modernen Ge-
sellschaftstheorie entlehnt worden
ist. Eine solche Gesamtorientie-
rung wird stärker zu einer offensi-
ven Reformpolitik befähigen. Diese
Grundsatzdiskussion — und nur da-
durch kann sich die Union glaub-
würdiger dem Wähler präsentieren
— wird auch im Bereich der Uni-
onsparteien stärker durch den
Evangelischen Arbeitskreis der CDU/
CSU vorangetrieben werden müs-
sen.

Leser-
Briefe

Die hier geäußerten Ansichten
stimmen nicht unbedingt mit
denen der Redaktion überein.

Ist die SPD die alleinige Vertretung
der Arbeitnehmer?

Die CDU hat es nicht verstanden,
die Arbeitnehmer, die Frauen, die
Rentner und teilweise auch die
Jugend richtig anzusprechen. Es
gab genügend Argumente, aber
der Kontakt zur Front war teilweise
nicht vorhanden.

In vielen Wahlversammlungen und
persönlichen Gesprächen wurde die
SPD als Feind, mit dem man halt
nicht sprechen kann oder darf, und
nicht als politischer Gegner, mit
dem man sich auseinanderzusetzen
hat, dargestellt.

Wenn die andere Seite sicher
auch manchmal aus der Rolle gefal-
len ist, so sollte das gerade für uns
ein Grund sein, dies nicht zu tun.

Die CDU hat ein Programm, das
sie als Volkspartei für alle Kreise
darstellt. Dies muß in der Breiten-
arbeit mehr praktiziert werden.
Auch und gerade die Arbeitnehmer,
die Frauen, die Rentner und die
Jugend sehen die echte demokra-
tische Freiheit in dem Tragen der
persönlichen Verantwortung. Nur
muß man ihnen die Verantwortung
übertragen und sie nicht einfach
bevormunden wollen.

Wenn die CDU in vier Jahren die
Regierungsverantwortung wieder

übernehmen will, so muß sie auf
das Reservoir dieser eben genann-
ten Personen zurückgreifen. Unsere
Demokratie würde bei entsprechen-
der Führung einen Aufschwung er-
fahren, die eine Auseinandersetzung
mitdem Sozialismus nichtzu scheuen
braucht. Dazu gehört auch die Mit-
arbeit in Gremien, über die manche
CDU-Freunde nicht gern sprechen,
wie zum Beispiel in den Betriebs-
räten, beim DGB oder der DAG.

Wenn dieses Ziel erreicht wird,
so ist die CDU eine echte Volks-
partei, wozu eben auch eine große
Zahl von Arbeitnehmern gehört, die
so mitentscheidend am Aufbau
unserer freiheitlichen Demokratie
mitgearbeitet haben.

Wir haben die Pflicht, sie nicht zu
enttäuschen.

Gerd Stahl
3282 Steinheim (Westfalen)
Bornbrucherweg 13



CDU im NRW-Landtag stellt unbequeme Fragen

LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN

7, Wahlperiode
Drucksache 7/2159
(zu Drs. 7/2060)

19. 10.72

Antwort

der Landesregierung

auf die Kleine Anfrage 797

der Abgeordneten Dr. Beckel und Meuffels (CDU)

- Drucksache 7/2060 -

Unterricht in Sozial- und Gemeinschaftskunde

Die Kleine Anfrage 797 vom 20. September 1972 hat folgenden Wortlaut:

In dem Buch von Kurt Gerhard Fischer „Gesellschaft und Politik", Metzlersche
Verlagsbuchhandlung Stuttgart 1971, das an nordrhein-westfälischen Schulen ver-
wandt wird, steht auf Seite 115: „Nach christlicher Lehre ist es die Pflicht der
Kinder, ihre Eltern zu lieben und zu ehren. Damit ist der Zwang verbunden, Vater
und Mutter als Herrschende in der Familie anzuerkennen. Die Familie wird zum
Erlebnisbereich von Autorität und Gehorsam."

Über die gegenwärtige Familienform wird ausgeführt: „Die Kleinfamilie ist die für
den Kapitalismus günstigste Konsumeinheit der notwendigen Luxusartikel (Fern-
sehapparat, Waschmaschine), die zum Verschleiß und in einer gesellschaftlich
nicht benötigten Menge produziert werden können." (S. 105)

Für „Großfamilien (Wohnkommunen)" wird geworben u.a. durch den Satz: „Die
Schlagworte unserer Tage lauten Gruppensex und Partnertauschi" (S. 101)

Wir fragen die Landesregierung:

1. Billigt sie die an den genannten Zitaten erkennbaren Tendenzen?

2. Wenn ja: Wie vereinbart sie das mit dem Schutz von Ehe und Familie nach dem
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland?

3. Wenn nein: Was gedenkt sie zu tun?

Der Kultusminister hat mit Schreiben vom 19. Oktober 1972 diese Kleine An-
frage namens der Landesregierung wie folgt beantwortet:

Das in der Kleinen Anfrage 797 angesprochene Schulbuch von Professor
Dr. Kurt Gerhard Fischer und Mitarbeitern: „Gesellschaft und Politik" wurde
dem Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen bereits 1970 in einer
Manuskriptfassung zur Genehmigung vorgelegt. Eine Genehmigung konnte

Anfrage

Antwort



jedoch zunächst nicht erteilt werden; statt dessen wurde eine Vielzahl von
kritischen Anmerkungen als Ergebnis eines ersten Prüfverfahrens dem Verlag •
übermittelt. Da diese Kritik aber vor der Drucklegung berücksichtigt wurde, l
konnte nach einem zweiten Prüfverfahren — unter Zuziehung mehrerer Gut-
achter — die Genehmigung ausgesprochen werden.

Einer jeden Schulbuchgenehmigung geht ein Abwägen der Positiva und Nega-
tiva voraus. Im vorliegenden Falle handelt es sich um eine der gegenwärtig
wichtigsten Neuerscheinungen auf dem Gebiet der politischen Bildung. Das
gilt vor allem hinsichtlich der bemerkenswerten Gesamtanlage des Buches: Es
stellt Zusammenhänge nicht einfach als entschiedene Fragen dar, sondern bie-
tet immer wieder kontroverse Materialien zur Auseinandersetzung an. Dem-
entsprechend darf es auch nicht wie ein konventionelles Schulbuch gelesen •
werden. Darüber hinaus muß es stärker im Zusammenhang mit Unterrichtsge- l
staltung und Lehrerrolle gesehen werden, als dies bei herkömmlichen Schul-
büchern der Fall ist.

Der grundsätzlich positiven Bewertung steht nicht entgegen, daß ich an dem
genannten Buch noch manches für veränderungsbedürftig oder verbesserungs-
bedürftig halte.

Zu Fragen l und 2:

a) Zum ersten Zitat: „Nach christlicher Lehre ..." (S. 115): Diese Passage
halte 'ch für überpointiert. Sie kann darüber hinaus leicht zu Mißverständ-
nissen führen. Gleichwohl verkenne ich auf Grund des Kontextes nicht,
daß die Begriffe ,Herrschende', .Autorität' und ,Gehorsam' hier eine analy-
tische Funktion haben, nicht etwa abwertend verstanden werden sollen;
die gewählte Terminologie ist in einigen Sozialwissenschaften gebräuch-
lich. Ich werde den Verlag auffordern, diese Textstelle umzuformulieren
und dabei gegen Mißverständnisse abzusichern.

b) Zum zweiten Zitat (S. 105): Die Beanstandung dieser Textstelle beruht
offenbar auf einem Mißverständnis der didaktischen Anlage des Buches.
Denn der zitierte Satz wird im. Buch lediglich als Zitat aus einem Kommu-
ne-Papier vorgestellt. Er ist eine zur Diskussion gestellte Fremdmeinung
und kann auf Grund der äußeren Aufmachung (besondere Schrift, Hinweis
am Rand, Anführungszeichen, Angabe der Fundstelle) von Schülern, die.
durch den Unterricht auf ein solches Buch eingestellt sind, nicht falsch
verstanden werden.

c) Zum dritten Zitat (S. 101): Auch diese Beanstandung dürfte auf ein Miß-
verständnis zurückgehen. Schon das Wort „Schlagwörter" läßt erkennen,
daß „Gruppensex und Partnertausch" in einem eher negativen Sinne er-
wähnt werden. Nimmt man den gesamten Kontext hinzu, so ergibt sich:
Es wird bedauert, daß viele Journalisten die Diskussion über neue ,Groß-
familien' bzw. .Kommunen' hauptsächlich unter den genannten effektvol-
len aber andere Aspekte verdrängenden Schlagwörtern vornehmen. Diese
Textstelle halte ich jedoch für sprachlich nicht klar genug; der Bezug zum
Kontext ist für Kinder zu schwer verständlich. Dies sollte verbessert wer-
den. Auch darum werde ich den Verlag bitten.

Zu Frage 3:

Der Verlag wird von mir aufgefordert, die beiden oben näher umschriebenen
Präzisierungen des Textes in der nächsten Auflage vorzunehmen. Die nächste
Auflage wird nach Erscheinen gemäß meiner Verwaltungspraxis überdies der
neu gegründeten Landesschulbuchkommission für Politische Bildung vorgelegt
werden.

Wir meinen: Hier liefert die nordrhein-westfälische Landesregierung
ein neues Paradebeispiel für die Verharmlosung sozialistischer Ein-
flußnahme auf die Erziehungsziele.

l

l

l

Politische
Propaganda im
Ministerium
für Wissenschaft
und Forschung
Kleine Anfrage des
CDU-Abgeordneten Dr. Husch
im nordrhein-westfälischen Landtag

Ende Oktober 1972 wurde an alle
Beamte und Angestellte des höhe-
ren Dienstes innerhalb des Ministe-
riums für Wissenschaft und For-
schung des Landes Nordrhein-
Westfalen die Einladung zu einer
Podiumsdiskussion zu dem Thema
„Wie steht es um die öffentliche
Sicherheit und Ordnung in der
Bundesrepublik,, offiziell verteilt.
Veranstalter ist die Arbeitsgemein-|
schaff sozialdemokratischer Juri-
sten Düsseldorf-Neuss — Dr. Helmut
Grossmann. Auf der Diskussions-
veranstaltung treten nur SPD-
Vertreter auf. Nach dem Wortlaut
der Einladung haben „Bundestags-
kandidaten der SPD ihre Anwesen-
heit zugesagt. Auch sie werden sich
Ihren Fragen stellen." Der Einla-
dung ist eine Rückantwort beige-
fügt, die an die Sozialdemokratische
Partei, Bezirk Niederrhein, 4 Düs-
seldorf-Nord, List'straße 2, adres-
siert ist.

Ich frage die Landesregierung:

1. Trifft es zu, daß diese parteipoli-
tische Einladung während der
Dienstzeit und mit den techni-
schen Mitteln des Ministeriums
an alle Beamten und Angestell-j
ten des höheren Dienstes ver-*
teilt wurde?

2. Billigt die Landesregierung die
Nutzung der technischen Mittel
der Behörde zur Verbreitung
einer Wahlkampfzwecken die-
nenden Einladung?

3. Was gedenkt die Landesregie-
rung und insbesondere was ge-
denkt der zuständige Minister zu
tun, um den Mißbrauch behörd-
licher Einrichtungen für Partei-
propaganda zu unterbinden?

Diese Aktion — so wurde unserer Re-
daktion aus zuverlässiger Quelle mit-
geteilt — wurde auch im Innenministe-
rium sowie beim Regierungspräsidenten
in Düsseldorf durchgeführt, wobei im
letzteren Falle durch die SPD nach-
weislich auch die Hauspostverteilungs-
stelle mit eingespannt wurde.
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Die evangelischen Abgeordneten der
CDU/CSU-Fraktion im 7. Deutschen Bundestag

Odal von Alten-Nordheim
3051 Wormsthal (Post Wunstorf)

Dr. Helmut Artzinger
7520 Bruchsal

Lieselotte Berger
1000 Berlin

Karl Bewerunge
5880 Heedfeld (Kr. Lüdenscheid)

Dr. Philipp von Bismarck
5300 Bonn

Erik Blumenfeld
2000 Hamburg

Helmut von Bockelberg
4814 Senne

Wilfried Böhm
3509 Weisungen

Gerhard Braun
5678 Wermelskirchen

Rolf Bremer
2200 Elmshorn

Prof. Dr. Karl Carstens
5300 Bonn-Duisdorf

Rembertvan Delden
4422 Ammeln (Kr. Ahaus)

Dr. Werner Dollinger
8530 Neustadt (Aisch)

Nicolaus Dreyer
2161 Bützfleth ü. Stade

Karl Eigen
2407 Klein-Parin

Jan Eilers
2940 Wilhelmshaven

Prof. Dr. Ludwig Erhard
5300 Bonn

Dr. Hans Evers
7800 Freiburg

Richard Ey
2844 Quernheim

Dr. Heinz Eyrich
7800 Freiburg-St. Georgen

Otto Frhr. v. Fircks
3001 Isernhagen

Dr. Friedrich Freiwald
6000 Frankfurt

Dr. Göke Frerichs
5300 Bonn-Bad Godesberg

Heinrich Gewandt
2000 Hamburg

Dr. Georg Gölter
6720 Speyer

Dr. Herbert Gruhl
3013 Barsinghausen

Lothar Haase
?500 Kassel-Wilhelmshöhe

Kurt Härzschel
7860 Schopfheim (Baden)

Kai-Uwe von Massel
5300 Bonn

Martin Horstmeier
4991 Stockhausen

Dr. Hans-Edgar Jahn
3300 Braunschweig

Walther L. Kiep
6000 Frankfurt

Allen Lesern der
„Evangelischen
Verantwortung"
wünschen wir eine
gesegnete Weihnacht
und ein
glückliches neues fahr

Prof. Dr. Hans-Hugo Klein
3400 Göttingen-Nikolausberg

Dr. Volkmar Köhler
3180 Wolfsburg

Dr. Konrad Kraske
5300 Bonn

Dr. Reinhold Kreile
8000 München

Knut von Kühlmann-Stumm
6491 Ramholz (Post Vollmerz)

Karl-Hans Lagershausen
2876 Berne-Schlüte

Egon Lampersbach
4750 Unna

Karl-Heinz Lemmrich
8852 Rain/Leen

Christian Lenzer
6349 Burg

Dr. Manfred Luda
5882 Meinerzhagen

Dr. Berthold Martin
6300 Gießen

Dr. Ernst Müller-Hermann
2800 Bremen-Oberneuland

Dr. Günther Müller
8000 München

Heinz Mursch
5300 Bonn-Bad Godesberg

Dr. Karl-Heinz Narjes
2300 Kiel

Dr. Hanna Neumeister
3350 Kreiensen

Dr. Martin Oldenstädt
2132 Wittorf

Eberhard Pohlmann
3250 Hameln

Dr. Helmut Prassler
7541 Langenbrand (Kr. Calw)

Dietrich Rollmann
2000 Hamburg

Hans Roser
8834 Pappenheim

Botho Prinz zu Sayn-Wittgenstein-
Hohenstein
5928 Laasphe

Christa Schroeder
4930 Detmold

Diedrich Schröder
2981 Dornumergrode

Dr. Gerhard Schröder
5300 Bonn

Dieter Schulte
7070 Schwäbisch Gmünd

Dr. Klaus-Peter Schulz
1000 Berlin

Dr. Max Schulze-Vorberg
5300 Bonn-Bad Godesberg

Karl-Heinz Spilker
6202 Wiesbaden-Biebrich

Karl-Dieter Spranger
8800 Ansbach

Gerd Springorum
4630 Bochum-Langendreer

Dr. Heinz Starke
8580 Bayreuth

Dr. Lutz Georg Stavenhagen
7530 Pforzheim

Günther Straßmeir
1000 Berlin

Hans-Adolf de Terra
3200 Hildesheim

KurtThürk
6600 Saarbrücken

Dr. Jürgen Todenhöfer
6750 Kaiserslautern

IrmaTübler
2300 Kiel

Friedrich Vogel
4410 Warendorf

Dr. Horst Waffenschmidt
5220 Waldbröl

Dr. Walter Wallmann
3550 Marburg
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Dr. Hanna Walz
6400 Fulda
Dr. Jürgen Warnke
8627 Selb
Dr. Richard Frhr. v. Weizsäcker
5300 Bonn
Dr. Helga Wex
4330 Mülheim-Speldorf

Waltrud Wili-Feld
5550 Bernkastei
Hans Wissebach
3550 Marburg
Jürgen Wohlrabe
1000 Berlin
Dr. Manfred Wörner
7321 Hohenstaufen (ü. Göppingen)

Propst Grüber gegen
Grundvertrag

In der Tageszeitung „Die Welt"
erschien am 16. November 1972 eine
Stellungnahme zur Paraphierung des
Grundvertrages von Propst Dr. Heinrich
Grüber. Wir veröffentlichen den Text im
Wortlaut. Wie Propst Grüber gegen-
über der „Evangelischen Verantwortung"
erklärte, sehe er keine Veranlassung,
seine hier dargestellten Auffassungen
in irgendeinem Punkt zu revidieren.

Als eine der dunkelsten Stunden
deutscher Geschichte hat der81jäh-
rige Propst zu Berlin, Heinrich
Grüber, ehemals Bevollmächtigter
der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land bei der Ostberliner Regierung,
die Paraphierung des Grundvertra-
ges zwischen der Bundesrepublik
und der „DDR" bezeichnet.

Der Berliner Ehrenbürger, dessen
kämpferisches Engagement gegen
den Nationalsozialismus und des-
sen Einsatz für die Verständigung
zwischen Deutschen und Juden in
der Nachkriegszeit weit über Berlin
hinaus hohes moralisches Gewicht
hatten, zog in seiner Beurteilung
der geschichtlichen Bedeutung des
Grundvertrages Parallelen zum
November 1918 und zum 9. Novem-
ber 1938. Vor 54 Jahren, meinte er,
hätten junge Menschen, die vier
Jahre lang jedes Opfer zu bringen
bereit waren, es hören müssen, daß
sie Handlanger einer verbreche-
rischen Regierung gewesen seien
und als Schuldige auch die bitteren
Folgen mitzutragen hätten. 15 Jahre
später, am 9. November 1938, habe
der letzte grausige Akt einer dunk-
len Zeit begonnen, als die Syna-
gogen brannten und Deutsche zu
Akteuren oder oft tatenlosen Zeu-
gen des Verbrechens an Deutschen
wurden.

10

Dunkelste Stunde

Die Paraphierung des Grundver-
trags am 9. November 1972 bedeute
die vielleicht bitterste und dun-
kelste Stunde deutscher Geschichte;
denn an diesem Tage sei zerstört
worden, was drei Generationen
trotz aller Enttäuschungen und Lei-
den getragen hat: Die Spaltung und
Zerrissenheit Deutschlands und der
Deutschen sei durch die Entschei-
dung einer frei gewählten deutschen
Regierung besiegelt worden. „Die
historische Dimension dieses Ereig-
nisses reicht weit über das Ergeb-
nis der Verhandlungen zwischen
den Regierungen in Bonn und Ost-
berlin hinaus. Hier hat Breschnjew
über Bismarck gesiegt, und das
müssen wir wissen, wenn wir die
kommende Epoche des deutschen
Schicksals richtig beurteilen wollen.
Mit dem Grundvertrag ist nicht nur
der Graben der Trennung durch
Deutschland tiefer geworden, son-
dern die Sowjetunion hat eine neue
und äußerst günstige Einfallposi-
tion ihrer europapolitischen Stra-
tegie der Zerstückelung und Schwä-
chung der freien Welt gewonnen."

Die Sowjets, sagte Propst Grü-
ber, hätten diesen Vertrag mit Willy
Brandt gewollt. Das allein sei ent-
scheidend gewesen für die Para-
phierung noch vor der Bundestags-
wahl. Die Bundesregierung aber
habe sich damit ein für allemal des
Rechts und der grundgesetzlichen
Pflicht begeben, das Selbstbestim-
mungsrecht für alle Deutschen zu
fordern. Denn das könne nunmehr
nach den Buchstaben und dem von
Ostberlin schon heute beschwore-
nen „Geist" des Grundvertrages von
der „DDR" als eine „Einmischung
in ihre inneren Angelegenheiten"

Dr. Erika Wolf
4000 Düsseldorf
Olaf Baron von Wrangel
2055 Aumühle
Dr. Otto Wulff
5840 Seh werte
Prof. Dr. Gerhard Zeitel
6941 Hohensachsen

zurückgewiesen werden. Diese so
erzwungene Enthaltsamkeit der
Bonner Politik in Sachen „Einheit
der Nation" und „Wiedervereini-
gung" und „Friedensvertragsvorbe-
halt" sei einklagbar, gerade ange-
sichts der sogenannten mensch-
lichen Erleichterungen, die von Ost-
berlin für den Fall der „Normali-
sierung" der Beziehungen ange-
kündigt worden seien.

Bittere Konsequenz

Der Grundvertrag wird sich nach
den Worten Grübers langfristig zu-
gunsten der sowjetischen Position
in Europa auswirken. „Es ist eine
Illusion zu glauben, man könne auf
der Einbahnstraße von Besuchs-
regelungen die ideologische und
politische Position der DDR und
ihre Staatsdoktrin unterlaufen. Für
Ostberlin gibt es in dieser Hinsicht
keinen Kompromiß, denn jeder
Kompromiß wäre tödlich. Die DDR
wird den Grundvertrag in genau
dem Sinne auslegen, in dem sie
ihn gewollt hat: Im Sinne der end-
gültigen Anerkennung ihrer Souve-
ränität und territorialen Integrität
und ihrer Grenzen für alle Zeit
durch die Bundesrepublik. Diesem
Grundsatz wird sie in jedem Fall
die Gewährung von Menschlichkeit
und Grenzverkehr unterordnen."

Für das freie Berlin werden die
Vereinbarung der vier Siegermächte
in Deutschland und in diesem Zu-
sammenhang auch der Grundver-
trag eine bittere Konsequenz haben:
„Es gibt keinen unmißverständlich
gesicherten und rechtsverbindlichen
Zusammenhang Berlins mit der
Bundesrepublik im Grundvertrag.
Im Gegenteil, der Vertrag bedeutet
die endgültige Anerkennung Ost-
berlins als Hauptstadt der DDR.
Und wenn in einigen Jahren einige
Dutzend ausländischer Botschaften
in dieser Hauptstadt etabliert sein
werden, wird Westberlin eine be-
scheidene Nebenrolle spielen; wenn
man dann von Berlin spricht, wird
man Ostberlin meinen."



Kirdientagspräsidium praktiziert Einseitigkeit

Der Evangelische Arbeitskreis der
CDU/CSU konnte kurz vor den Bundes-
tagswahlen mit großem Erstaunen eine
Stellungnahme des Vorstandes des Prä-
sidiums des Deutschen Evangelischen
Kirchentages zur Kenntnis nehmen, mit
der die Erklärung des Zentralkomitees
der Deutschen Katholiken als schlecht
verhüllte Wahlempfehlung für die CDU
bezeichnet wurde. Im Gegensatz hierzu
stand selbst die Stellungnahme von
Willy Brandt, der dem Zentralkomitee
bescheinigt hatte, daß es sich um eine
abgewogene und keine Seite begünsti-
gende Erklärung gehandelt habe.

Es blieb somit den Vorstandsmit-
gliedern des Deutschen Evangeli-
schen Kirchentages Prof. Dr. Kurt
Sontheimer, München, Dr. Heinz
Zahrnt, Hamburg und Dr. Helmut
Simon, Karlsruhe, vorbehalten, eine
solch irrige und wenig brüderliche
Erklärung abzugeben und damit in
ihrer politischen Fehlinterpretat'ion
selbst noch SPD-Politiker zu über-

runden, obwohl Sontheimer und
Simon selbst Mitglieder der SPD
sind und Zahrnt zumindest als
aktiver Mitkämpfer der soziallibe-
ralen Koalition anzusehen ist. In
der Erklärung der drei weisen Pro-
testanten wird den Katholiken vor-
geworfen, mit der vermeintlichen
Überpart'eilichkeit des Aufrufes eine
unehrliche Kaschierung des wahren
Sachverhaltes vorzunehmen. Weiter
heißt es, daß das Zentralkomitee
seine nicht politisch begründete
Autorität dazu benutze, die CDU
durch einen Wahlaufruf zu unter-
stützen. Dies sei eine bedauerliche
Fehlentwicklung. Die Hoffnung, daß
die Ära der Wahl-Hirtenbriefe in
der Bundesrepublik vorüber sei,
habe sich leider nicht erfüllt. Der
Aufruf sei ferner einseitig, greife
willkürlich einige vergröbernde
Reizworte der politischen Diskus-
sion auf und stilisiere Sonderpro-
bleme wie die Reform des Para-
graphen 218 zu Existenzfragen der

Gesellschaft hoch. Er verschweige
jedoch völlig „so zentrale Proble-
me" wie die Bodenspekulation, den
Mieterschutz, die Umweltgefähr-
dung und die Notwendigkeit' einer
Politik der sozialen Gerechtigkeit
und des sozialen Ausgleichs.

Zu dieser Erklärung hat der Vor-
sitzende des Deutschen Evangeli-
schen Kirchentages, Landesaus-
schuß Berlin-Brandenburg, Dr. Ger-
hard Pfennig, dem Präsidenten des
Deutschen Evangelischen Kirchen-
tages, Dr. Heinz Zahrnt, ein Schrei-
ben zugesandt, in dem er feststellt,
daß das Präsidium des Deutschen
Evangelischen Kirchentages keines-
wegs zu derartigen Äußerungen
befugt oder legitimiert war, so daß
darüber in der nächsten Präsidial-
versammlung gesprochen werden
müsse. Wie die Evangelische Ver-
antwortung zwischenzeitlich erfuhr,
wird dieser Punkt nunmehr auf der
nächsten Präsidialversammlung dis-
kutiert werden.

Aktion WaManabse'72
„Die Unionsparteien stehen vor der Aufgabe, die Gründe für ihre Niederlage nüchtern

und schonungslos zu analysieren."

Dr. Konrad Kraske, CDU-Generalsekretär, im Westdeutschen Rundfunk am 25. November 1972.

Wir rufen unsere Leser auf:

Was hat die Union im Wahlkampf 72 richtig — was hat sie falsch gemacht — wo

liegen die Gründe der Niederlage?

Wir brauchen Ihre Mithilfe. Schreiben Sie uns: Schonungslos und offen — positive

und negative Aspekte. Wir sind dankbar für jeden Brief.

Falls Ihre Stellungnahme keinen besonderen Hinweis enthält, nehmen wir an, daß Sie auch

mit einer Veröffentlichung in der „Evangelischen Verantwortung" einverstanden sind.

„Evangelische Verantwortung", 53 Bonn, Kaiserstraße 22, Aktion „Wahlanalyse '72'
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Die Kommentatoren der Massen-
medien haben uns in den Tagen
nach der Wahl mit ihren kritischen
Analysen über die diesjährige Bun-
destagswahl eine beinahe unüber-
sichtliche Fülle von Material an die
Hand gegeben.

Die Führungskräfte der Parteien,
darüber hinaus aber auch der Mit-
telbau der Politorganisationen, soll-
ten diese Analysen kritisch über-
denken. Sie mögen nicht alle in
ihren Schlußfolgerungen mit den
noch zu erwartenden wissenschaft-
lichen Untersuchungen übereinstim-
men — trotzdem aber spiegeln sie
weitgehend die Stimmung in der
Öffentlichkeit wider, von der nun
gewiß keiner, der selbst kritisch
denkt und prüft, behaupten wird,
daß dieses Wahlergebnis nur ratio-
nal begründet werden kann.

Hier ist nicht der Ort, der CDU/
CSU Fehler des Wahlkampfes vor-
zuhalten; dazu sollten allerdings
die Parteigremien — nicht auf
offenem Markte sondern hinter
verschlossenen Türen — zusam-
mentreten, um sich über die Kon-
sequenzen klar zu werden. Es darf
heute kein Hauen und Stechen vor
der Öffentlichkeit geben, zumal der
nächste Parteitag der CDU mit den
entsprechenden Neuwahlen erst im
Herbst 1973 stattfindet, und die
Partei wäre schlecht beraten, die-
sen Parteitag aus taktischen Über-
legungen — auch nur um einen
einzigen Monat — vorzuverlegen.

Das alles schließt nicht aus, daß
programmatische, personelle und
strukturelle Veränderungen dann
vorgenommen werden: Am richti-
gen Ort und zur richtigen Zeit, nicht
zur Freude unserer politischen
Gegner, sondern aus Einsicht und
Notwendigkeit, damit die Union am
Ende dieser Legislaturperiode mit
begründeter Glaubwürdigkeit um
das Vertrauen der Wähler bitten
kann.

Der psychologische Schock, den
die Union erlitt, zweitstärkste Frak-
tion nunmehr zu sein, muß und kann
überwunden werden, wenn die Zeit
der Opposition richtig genutzt wird.
Eine Politik, die sich nur taktischen
Zielen widmet und im Pragmatis-
mus stecken bleibt, wird dieses Ziel

allerdings nicht erreichen. Sie wird
sich in ein selbst auferlegtes Ghetto
begeben, in dem nur noch Gleich-
gesinnte Beifall spenden. Glaub-
würdigkeit und Verantwortungs-
bewußtsein bedürfen auch einer
ideellen Basis — materielle Gedan-

Kommentar

Nadi
der Wahl

kenführung, so wenigstens haben
die vergangenen Wochen gezeigt,
mag logische und rationale Mo-
mente mehrheitlich enthalten. Für
einen Wahlkampf jedoch genügt
dieses nicht. Das individuelle Ver-
antwortungsbewußtsein auch und
gerade als Element des deutschen
Protestantismus bedarf einer ide-
ellen Ansprache — hieran aber hat
es zweifelsohne gefehlt.

Die Unionsparteien werden nach
der verlorenen Wahl beweisen müs-
sen, daß sie zur Opposition die
geistige Kraft mitbringen. Oppo-
sition muß dabei weniger durch
Technokratie als vielmehr durch
Besinnung auf das Grundsätzliche
gestaltet werden. Wir müssen uns
bemühen, unsere geistig politischen
Vorstellungen des Staates mit dem
Maßstab des „C" prüfen zu las-
sen — damit wir unsere Glaub-
würdigkeit wiedergewinnen, die
Voraussetzung für die Auseinander-
setzung mit dem Sozialismus ist.

Bereits die ersten Tage nach den
Wahlen haben gezeigt, daß der
SPD Übermut nicht guttut und daß
zur Ausübung von Macht mehr als
nur Macht gehört. Die SPD hat hier
in der Tat bereits unverzeihliche
Fehler begangen. Basierend auf
ihrem Grundkonzept, daß der indi-
viduelle Freiheitsspielraum sich der
Allmacht des Staates unterzuord-
nen habe, verläßt sie die Normen
des politisch abgewogenen Han-

delns und beginnt erneut nach der
politischen Ausrichtung des einzel-
nen in diesem Staate zu fragen.
Während vor einigen Wochen noch
die Geistlichkeit Überprüfungsobjekt
sozialdemokratischer Funktionäre
war, sollen nunmehr die Geldspen-
der der Unionsparteien klassifiziert
und erforscht werden. Fürwahr
eine seltsame Praxis, die noch dazu
die Illustrierte „Stern" aufdeckte.
Dabei sollen nicht nur mißliebige
Repräsentanten der deutschen Indu-
strie in Zukunft durch den Bundes-
kanzler ignoriert werden, sondern
auch die im Deutschen Industrie-
und Handelstag zusammenge-
schlossenen Industrie- und Han-
delskammern sollen zukünftig einer
Disziplinierung unterliegen.

Diese erneuten Beispiele der
Intoleranz zeigen einen Eingriff in
die Persönlichkeitssphäre, der nicht
stillschweigend hingenommen wer-
den darf.

Schon liegen auch Anhaltspunkte
dafür vor, daß die SPD-Bundes-
partei eine Dokumentation ange-
fertigt hat, mit der man nachzuwei-
sen versucht, welche Presseorgane
im Wahlkampf die politischen Ziel-
vorstellungen der Unionsparteien
ausführlich darstellten.

Der Grund dieser Zusammenstel-
lung läßt sich nur für Unbefangene
erahnen — wer politisch denkt und
in Bonn offene Ohren hat, weiß
längst, daß die SPD-Bundesge-
schäftsstelle mit dieser Arbeit kei-
nem Zeitvertreib nachging, sondern
konkrete Ziele verfolgt.

Wir sind gespannt, ob die Regie-
rungserklärung im Januar 1973
erneut mehr Demokratie, Toleranz
und Transparenz fordert. Oft hat es
allerdings den Anschein, als klaffe
zwischen Anspruch und praktizier-
ter Realität eine Lücke, deren Aus-
füllung nur mit größerem Verant-
wortungsbewußtsein möglich ist.

Peter Egen

Unsere Autoren
Dr. Heinrich Box
Botschafter a. D.
5331 Heisterbacherrott
Birkenweg 8

Gerd Langguth,
RCDS-Bundesvorsitzender
53 Bonn, Ubierweg 26
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